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Regierungsentwurf zum Versorgungsausgleich
Der Ausgleich von Versorgungs- und Rentenansprüchen bei Scheidungen soll neu geregelt und gerechter werden. Bisher wurde über die gesetzliche Rentenversicherung einmal nach Saldierung aller Anrechte ausgeglichen. Nach dem Regierungs-Entwurf eines Gesetzes zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs (BT-Drucksache 16/10144) soll in Zukunft jeder Versorgungsanspruch, den ein Ehepartner während der Ehezeit erworben hat, im jeweiligen Versorgungssystem zwischen beiden Eheleuten geteilt werden (interne Teilung). Anrechte aus berufsständischen Versorgungswerken, aus der Beamtenversorgung des Bundes und aus der betrieblichen und privaten Vorsorge werden in dieses System der internen Teilung einbezogen. Vor allem geschiedene Frauen könnten so vielfach höhere Altersrenten erwarten.  
Bei einer Ehezeit von bis zu zwei Jahren soll ein Versorgungsausgleich nicht mehr stattfinden. In diesen Fällen bestehe kein Bedarf an einem Ausgleich, weil in der Regel nur geringe Werte auszugleichen wären. Der Bundesrat wendet gegen den Entwurf ein, dass beim Tod eines geschiedenen Ehegatten dem Überlebenden materielle Einbußen im Bereich der Hinterbliebenenversorgung drohen. Außerdem fordert der Bundesrat, die Ehezeit ohne Versorgungsausgleich von zwei auf drei Jahre zu erhöhen. 
(Heute im Bundestag, Nr. 238 vom 27.8.2008, BMJ-Pressemitteilung, Gesetzentwurf des Bundesrats, Empfehlungen der Ausschüsse, Bundesrat-Pressemitteilung.
Bundesregierung beschließt Reform des Zugewinnausgleichs
Das Bundeskabinett hat am 20.08.2008 einen Gesetzentwurf zur Reform des Zugewinnausgleichs beschlossen. Ziel der Reform ist ein verbesserter Schutz vor unredlichen Vermögensverschiebungen. Der Gesetzentwurf sieht eine Verbesserung des vorläufigen Rechtsschutzes und eine Vorverlegung des Zeitpunkts für die Festlegung der Ausgleichsforderung vor. Außerdem sollen im Rahmen des Zugewinnausgleichs erstmals auch bei der Eheschließung bestehende Schulden berücksichtigt werden. BMJ-Pressemitteilung.
Die Reformen sind auch Thema auf der diesjährigen Herbsttagung in Potsdam (s.u.).
Regierungsentwurf: Auch Großeltern können Elternzeit nehmen

Um die Wahlfreiheit der Eltern zu stärken, will die Bundesregierung verschiedene Regelungen des Anfang 2007 in Kraft getretenen Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes anpassen. Nach dem Gesetzentwurf (BT-Drucksache 16/10118) sollen in bestimmten Fällen künftig auch Großeltern das Recht auf Elternzeit bekommen, um ihre Enkel betreuen zu können. So könnte geholfen werden, wenn ein Elternteil minderjährig ist oder als junger Volljähriger die Schule besucht bzw. eine Ausbildung absolviert. 

Außerdem wird die Mindestbezugsdauer für das Elterngeld geändert. Wenn ein Elternteil künftig Elterngeld in Anspruch nehmen will, ist eine einheitliche Mindestbezugsdauer von zwei Monaten vorgesehen. Bisher war es ein Monat. Durch die Änderung werde eine intensivere Bindung auch des zweiten Elternteils an das Kind unterstützt. Vor allem Vätern soll die Entscheidung erleichtert werden, sich mehr Zeit für ihr Kind zu nehmen. (Heute im Bundestag, Nr. 236 vom 25.8.2008)
Forschungsvorhaben des Bundesministeriums der Justiz „Kosten und Folgekosten von Sorge- und Umgangsrechtsstreitigkeiten bei Trennung Scheidung“
Prof. Dr. Reinhard Greger (Universität Erlangen-Nürnberg) bittet 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die Mandanten in entsprechenden Mediationsverfahren vertreten (nicht als Mediatoren tätig sind), um Kontaktaufnahme unter regreg@t-online.de . Es wird hierbei lediglich um die Beantwortung einiger Fragen gehen, die nicht mit einer nennenswerten Belastung verbunden ist.
EuGH: Mit EU-Bürgern verheiratete Drittstaatler dürfen sich mit ihrem Ehepartner innerhalb der EU frei bewegen
Auch wer nicht die Unionsbürgerschaft besitzt, aber mit einem Bürger der Europäischen Union verheiratet ist, hat das Recht, sich innerhalb der EU mit seinem Gatten frei zu bewegen und aufzuhalten. Dies hat der EuGH entschieden und klargestellt, dass das Recht des Drittstaatsangehörigen nicht davon abhängig ist, dass er sich zuvor rechtmäßig in einem anderen EU-Mitgliedsstaat aufgehalten hat. 
Az C-127/08, (bitte Az in Suchmaske eingeben)  Urteil vom 25.7.2008, EuGH-Pressemitteilung.
BGH: Ausgleichsanspruch nach Beendigung einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft
Wenn ein Partner in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit wesentlichen Beiträgen einen Vermögenswert von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung geschaffen hat, dessen Alleineigentümer aber der andere Partner ist, dann kommen nach Beendigung der Lebensgemeinschaft nicht nur gesellschaftsrechtliche Ausgleichsansprüche, sondern auch Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung (§812 Abs. 1 Satz2, 2. Alt. BGB) und nach den Grundsätzen über den Wegfall der Geschäftsgrundlage in Betracht. Mit zwei Urteilen hat der Bundesgerichtshof seine bisherige Rechtsprechung zur Frage, ob Zuwendungen zwischen Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft nach einer Trennung auszugleichen sind, grundlegend geändert.

Az XII ZR 39/06 und XII ZR 179/05, beide Urteile vom 9.7.2008, beim BGH unter Entscheidungen.

BGH: Zwangshaft bei Anspruch auf Nennung des Namens eines Kindsvaters
Im Rechtsstreit um die Nennung des Namens des biologischen Vaters eines Kindes – im Rahmen eines angestrebten Regresses des «falschen» Vaters gegen den biologischen Vater – kann auch Zwangshaft angeordnet werden, wenn der Anspruch rechtskräftig festgestellt worden ist und sich die Mutter weiterhin weigert, den Namen zu nennen. Durch die Vollstreckung werde der Eingriff in die Grundrechte der auskunftspflichtigen Mutter nicht über das Maß hinaus vertieft, in dem ihre grundrechtlich geschützten Interessen bereits durch die (rechtskräftige) Verurteilung berührt seien.

Az I ZB 87/06, Beschluss vom 3.7.2008, BGH unter Entscheidungen.
BGH: Ausgleichbetrag für vorzeitigen Ruhestand im Versorgungsausgleich
Geht ein Ehegatte in den vorzeitigen Ruhestand und wird ihm als Teil der Betriebsrente noch während der Ehezeit ein Ausgleichsbetrag zugesagt, der die mit dem vorzeitigen Rentenzugang einhergehende Kürzung seiner gesetzlichen Rente teilweise auffangen soll, so ist dieser Ausgleichsbetrag grundsätzlich im Versorgungsausgleich zu berücksichtigen. 

Az XII ZB 208/05, Beschluss vom 2.7.2008, beim BGH unter Entscheidungen.

BGH: Befristung des nachehelichen Aufstockungsunterhalts
Eine Befristung des nachehelichen Aufstockungsunterhalts kann regelmäßig nicht allein mit der Erwägung abgelehnt werden, damit entfalle der Einsatzzeitpunkt für einen späteren Anspruch auf Altersunterhalt nach § 1571 Nr. 3 BGB. Die Auswirkungen einer vorübergehenden Unterbrechung der Erwerbstätigkeit auf die künftige Altersversorgung belasten nach Durchführung des Versorgungsausgleichs regelmäßig beide Ehegatten in gleichem Umfang. Ein dadurch entstandener Nachteil ist dann vollständig ausgeglichen.

Az XII ZR 109/07, Beschluss 25.6.2008, beim BGH unter Entscheidungen.
OLG Dresden: Unzulässigkeit eines unterhaltsrechtlichen Abänderungsbegehrens
Ein unterhaltsrechtliches Abänderungsbegehren, mit dem eine nachträgliche Befristung von zunächst unbefristet titulierten nachehelichem Ehegattenunterhalt verlangt wird, ist trotz § 36 Abs.1 Nrn. 1 und 2 EGZPO grundsätzlich unzulässig, wenn der ursprüngliche Titel nach der maßgeblichen Änderung der Rechtssprechung des Bundesgerichthofs (Urteil vom 12.4.2006 – Az XII ZR 240/03, FamRZ 2006, 1006), errichtet worden ist, so dass die seither ersichtlichen erweiterten Möglichkeiten einer Unterhaltsbefristung bereits hätten berücksichtigt werden können.
Az 20 WF 0574/08, Beschluss vom 4.7.2008.

OLG Bremen: Unterhaltsbegrenzung auf angemessenen Bedarf trotz langer Ehe
Auch bei einer Ehedauer von 27 Jahren kann der Unterhaltsanspruch nach den ehelichen Lebensverhältnissen der Höhe nach auf den angemessenen Bedarf zu begrenzen sein, sofern der Ehefrau keine ehebedingten Nachteile entstanden sind. Der angemessene Bedarf im Sinne von § 1578b Abs.1 BGB orientiert sich grundsätzlich am Einkommen des Unterhaltsgläubigers vor der Ehe oder dem Einkommen, welches er ohne die Ehe hätte. Eine Absenkung unter den gegenüber Ehegatten geltenden Selbstbehalt kommt aber nicht in Betracht. 
Az UF 6/08, Beschluss vom 10.4.2008, leider nicht in der Datenbank, evtl. schriftlich oder per e-mail anfordern 
OLG Brandenburg: Geschwister-Bindungen  und elterliche Sorge
Entscheidend für die Beibehaltung der gemeinsamen Sorge für ein minderjähriges Kind spricht der Umstand, dass die Eltern Inhaber der gemeinsamen elterliche Sorge für ein weiteres Kind sind und insoweit ein Antrag auf Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge nicht gestellt ist. Die Bindungen eines Kindes an seine Geschwister sind bei der Entscheidung über die elterliche Sorge von großer Bedeutung. Die Trennung von Geschwistern, die aneinander hängen, ist grundsätzlich zu vermeiden und nur bei Vorliegen besonders triftiger Ausnahmegründe zuzulassen.
Az 10 UF 235/07, Beschluss vom 4.4.2008, leider nicht in der Datenbank, evtl. hier anfordern.
OLG Hamm: Ehedauer als Abwägungskriterium
Nach neuem Unterhaltsrecht sind für die Befristung des Ehegattenunterhalts im Rahmen einer Billigkeitsprüfung eine objektiv lange Ehedauer, die Erwerbstätigkeitsvita des unterhaltsberechtigten Partners ebenso wie die Gründe und die Auswirkung einer Erwerbsunfähigkeit in die Abwägung einzubringen. Die prozessuale Übergangsregelung wirkt sich für das neue Unterhaltsrecht materiell-rechtlich so aus, dass das Ergebnis der Billigkeitsprüfung einer weiteren Zumutbarkeitsprüfung zu unterziehen ist. Gefragt werden muss, ob und ab wann der Unterhaltsgläubigerin der gänzliche Wegfall des nachehelichen Unterhaltsanspruchs unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes zuzumuten ist.
Az 1 WF 22/08, Beschluss vom 5.2.2008
Zeitschrift Forum Familienrecht
In Heft Nr. 9, das im September erscheint, ein Interview mit Dr. Heinz Georg Bamberger, seit dem 18. Mai 2006 rheinland-pfälzischer Justizminister, früherer Präsident des OLG Koblenz. Außerdem Aufsätze von Isabell Götz, RiOLG München, stellv. Vors. DFGT: „Immer noch Bedarf? – Die Berechtigung von Zusatzbedarf beim Ausbildungsunterhalt“ und von Prof. Dr. Barbara Veit: „Verbleibensanordnung versus Entziehung der elterlichen Sorge bei Dauerpflege“. Das BGH-Urteil vom 16.7.2008 (Az XII ZR 109-05) ist abgedruckt mit einer ausführlichen Anmerkung von Wolfram Viefhues, weitere Aufsicht führender Richter am Amtsgericht Oberhausen. 

http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 
Termine

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 
e-mail: info@cp-bonn.de
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 27.11. bis 29.11. 2008 in Potsdam statt: „Mein Geld – Dein Geld – Kein Geld“. Der Tagung ist in diesem Jahr ein Symposium über das französische Familienrecht vorangestellt. Rechtsanwalt Jörn Hauß, Duisburg, befasst sich mit den anstehenden Neuerungen im Güterrecht: Versorgungsausgleich und Zugewinn – Was ist vor den Reformen zu beachten? Außerdem diskutieren in einer Podiumsdiskussion Dr. Birgit Grundmann, Bundesministerium der Justiz, Berlin, Vors. RiOLG Hamm, Fritz Finke, Hamm und Rechtsanwalt u. NotarWolfgang Schwackenberg, Oldenburg, über Streitfragen nach der Unterhaltsrechtsreform, Moderation Rechtsanwältin Dr. Lore Maria Peschel -Gutzeit, Berlin. Das vollständige Programm finden Sie auf unserer Internetseite, dort können Sie sich auch anmelden. 

67. Deutscher Juristentag vom 23. bis 26. 9. 2008 in Erfurt
Die Abteilung Zivilrecht geht der Frage nach, ob die familienrechtlichen Ausgleichssysteme (Unterhalt sowie Zugewinn- und Versorgungsausgleich) angesichts gewandelter gesellschaftlicher Verhältnisse noch zeitgemäß sind. Die Thesen der Gutachterin, Prof. Dr. Nina Dethloff, Bonn, sind in der NJW 2008, Heft 21, als Beilage bereits veröffentlicht worden. Programm und Anmeldung. 
Aktuelle Entwicklungen im europäischen Familien- und Erbrecht mit Schwerpunkt Unterhaltsrecht, vom 25. bis 26. 9. 2008, Europäische Rechtsakademie (ERA) Trier
Juristen sind verstärkt gefordert, sich mit den Rechtsfragen auseinander zu setzen, die bei grenzüberschreitenden Familienbeziehungen und elterlicher Verantwortung auftauchen. Tagungsprogramm und Anmeldung.
9. Symposium für Europäisches Familienrecht 9. bis 11.10.2008 in Regensburg

Eine Veranstaltung der Juristischen Fakultät der Universität Regensburg in Verbindung mit der Bundesnotarkammer zum Thema „Rechtsregeln für nichteheliches Zusammenleben“. Die sinkende Heiratsbereitschaft und die Zunahme ehelosen Zusammenlebens stellen die europäischen Gesetzgeber vor die Frage, ob es an der Zeit ist, über das Eherecht hinaus auch für nichteheliche Lebensgemeinschaften spezifische Regelungen zu schaffen. Eine Reihe von Staaten ist bereits diesen Weg gegangen, in anderen liegen einschlägige Reformprojekte vor. Tagungsprogramm hier aufrufen oder hier anfordern.

Europäische Familienrechtskonferenz in Brüssel vom 11.-12.12.2008, CCBE (Council of Bars & Law Societies of Europe) und ERA (Europäische Rechtsakademie) haben gemeinsam eine Veranstaltung von Praktikern für Praktiker organisiert, die sich mit grenzüberschreitenden Familienrechtsproblemen befasst. Programm und Anmeldung. 
Vorankündigung: 5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au .
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
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